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Themenschwerpunkt

Dr. Wolfgang Müller

Das australische Beispiel einer Multi-Service-
Agentur – ein Modell auch für Deutschland?!

In den letzten Jahren hat es in
Deutschland eine Vielzahl von er-
folgsversprechenden Initiativen im
Bereich der Verwaltungsmoderni-
sierung gegeben, die in einigen
Fällen auch erfolgreich umgesetzt
werden konnten (bspw. das Bun-
desverwaltungsamt). Dennoch be-
steht vor allem im Bereich der
Schnittstelle Verwaltung/Leis-
tungsempfänger (Bürger/Unter-
nehmen) noch erheblicher Verbes-
serungsbedarf, der durch die
weiterhin hohe Unzufriedenheit
eben dieser Leistungsempfänger
mit der öffentlichen Verwaltung
dokumentiert wird.

Da mit eigenen „hausgemachten“
Modellen offensichtlich der ge-
wünschte Effekt nicht eingetreten
ist, wäre zu fragen, ob man sich
nicht einmal über den nationalen
„Tellerrand“ herausbewegen kann
und muss, um innovative –
vielleicht sogar radikale – Verbes-
serungsvorschläge zu identifizie-
ren und zu prüfen, wie sie auf na-
tionale Gegebenheiten hin
erfolgreich anzupassen sein könn-
ten. Der vorliegende Beitrag ver-
sucht einen solchen Blick zu wa-
gen; dabei wird in einem ersten
Teil eine ausgesprochen innovati-
ve Verwaltungsorganisation in ih-
ren Grundlagen vorgestellt, um
dann in einem zweiten Beitrag die
konkrete Vorgangs- bzw. Sachbe-
arbeitung zu betrachten.

Wie auch in allen anderen Verwal-
tungen hochentwickelter Indus-
trienationen hat sich in Australien
durch den politischen Anspruch
des Wohlfahrtsstaates ein immer
verzweigteres und kompliziertes
Struktur- und Leistungsgeflecht
entwickelt. Der Anteil der Sozial-
leistungen am Gesamtbudget des

„Commonwealth“ (also der Bun-
desebene) beträgt ca. 42 Prozent
bzw. ca. acht Prozent des Brutto-
sozialproduktes von Australien.
Mitte der 90er Jahre umfassten

die staatlichen Leistungen einen
Anteil von ungefähr 12 Prozent
des Gesamteinkommens einer
Durchschnittsfamilie. Neuere Zah-
len gehen davon aus, dass soziale
Leistungen für 30 Prozent der
australischen Bevölkerung bis zu
einem Drittel ihres Einkommens
ausmachen. Vor allem durch red-
undante und uneinheitliche Zu-
ständigkeiten hat dies zum einen
auf der Seite der Leistungsempfän-
ger (Bürger, Wirtschaft) zu Unmut,
zum anderen auf Seiten der Verwal-
tung zu kostenaufwändigen und in-
effizienten Prozessen geführt. Der
Zugang der Bürger zu öffentlichen
Leistungen hat über die jeweiligen
Strukturen des zuständigen Fach-
ministeriums stattgefunden, so
dass bei Eintritt des gleichen Er-
eignisses (z. B. die Geburt eines
Kindes oder aber eine Heirat) un-
terschiedliche Ämter aufgesucht
werden mussten (mit den entspre-

chenden Folgen mehrfacher Weg-
strecken, Mehrfachangaben bei
der Antragsstellung und dem
daraus resultierenden zeitlichen
und finanziellen Mehraufwand):

Ein derartiges – nur zu bekanntes
– Geflecht an Strukturen und Zu-
ständigkeiten führte zu einer er-
heblichen Unzufriedenheit der
Bevölkerung gegenüber der öffent-
lichen Verwaltung. Der Zwang zum
Handeln ist dabei durch die zu-
nehmende Globalisierung, der sich
natürlich auch Australien nicht
entziehen kann, verstärkt worden.
Die öffentliche Verwaltung mit ih-
rem erheblichen Anteil am Brut-
tosozialprodukt hat dabei einen
eigenen Beitrag zu leisten, um die
nationale Wettbewerbsfähigkeit
im Sinne einer gesamtgesell-
schaftlichen allokativen Effizienz
zu verbessern. Die im Zuge des
Wohlfahrtsstaates entstandene
wachsende Finanzierungsnotwen-
digkeit für umfangreiche Sozial-
programme sowie der Kosten für
die Strukturen ihrer Erbringung
haben allerdings zu immer höhe-
ren Ausgaben geführt, die diesem

Zugangsstrukturen vor Centrelink
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Ziel entgegenwirkten und einen
entsprechenden Handlungsbedarf
notwendig machten.

Im Jahre 1997 ist es dann in Aus-
tralien als Reaktion bzw. Antwort
auf die Unzufriedenheit der Bevöl-
kerung zu der in der weltweiten
Verwaltungslandschaft bis dahin
einmaligen Aufstellung einer Mul-
ti-Service-Agentur gekommen. Die
australische Regierung ist dabei
ganz bewusst einen Weg gegan-
gen, der normalerweise von Sei-
ten der verantwortlichen Politik
nicht gegangen wird: Denn entwe-
der versucht man zur Verbesserung
der Finanzierungsnotwendigkeit
die Einnahmenseite zu verbessern,
indem man zusätzliche Einnah-
men generiert (Steuererhöhung,
verstärkte Kreditaufnahme); oder
man verringert die Ausgabensei-
te, indem man Leistungen aus den
Sozialprogrammen herausnimmt
oder kürzt. Beide Wege werden
zwar nur ungern von Regierungen
beschritten, stellen jedoch übli-
cherweise – vor allem in Deutsch-
land – die hauptsächlichen Pro-
blemlösungsansätze dar. Dabei
wirkt eine höhere Abgabenlast der
Bürger an sich sogar noch verstär-
kend auf die Unzufriedenheit mit
der aktuellen Regierung und ge-
fährdet die Wiederwahlchancen;
eine Verringerung der Leistungen
hat den gleichen Effekt zur Folge.

Die australische Regierung wollte
sich diesem Dilemma nicht aus-
setzen, und versuchte ohne Ver-
änderung der Einnahme- oder Aus-
gabeseite die Produktivität der
Verwaltungsstrukturen der Sozial-
programme wesentlich zu verbes-
sern. Mit der Aufstellung einer
Multi-Service-Agentur wird genau
dieses Ziel verfolgt. Die „Common-
wealth Service Delivery Agency“
– gemeinhin als „Centrelink“ be-
kannt – ist eine Verwaltungsorga-
nisation auf der Bundesebene, die
durch einen Errichtungserlass mit
einer eigenen Rechtsgrundlage
ausgestattet worden ist. Ihre ein-
zige Aufgabe ist die effektive und
effiziente Bereitstellung öffentlicher

Leistungen gegenüber den Bürgern;
die Programm- bzw. Leistungsent-
wicklung ist dagegen den Fachmi-
nisterien vorbehalten. Die Fachmi-
nisterien entwickeln also weiterhin
ihre sozialpolitischen Programme,
beauftragen jedoch eine andere
Organisation – eben Centrelink –
mit der Leistungserbringung
(Purchaser-Provider-Split); begon-
nen hat Centrelink mit 19 Auftrag-
gebern, momentan sind es 25.

Mit Centrelink wird somit der
Aufwand und die Notwendigkeit
des Leistungsempfängers, sich
direkt mit den jeweiligen Struk-
turen der zuständigen
Fachministerien ausein-
ander zu setzen, auf- ge-
hoben und durch Cen- tre-
link selber vorgenommen.

Betrachtet man nun die
Höhe der Leistungstrans-
fers, die durch Centrelink
erbracht werden, so be-
trug diese anfänglich
durchschnittlich 25 –27
Milliarden Euro, inzwi-
schen sogar über 35
Milliarden Euro pro Jahr.
Bei einem Gesamtbudget
des australischen Bun-
deshaushalts von ca. 95
Milliarden Euro machen
alleine die Sozialausga-
ben, die durch Centrelink transfe-
riert werden, ungefähr ein Drittel
aus; mit den plakativen Leistungs-

daten wird die Bedeutung und das
Ausmaß dieses Transformations-
schrittes besonders hervorgehoben.

Centrelink wird von einem CEO
(Chief Executive Officer) geführt,
der über einen Zeitraum von fünf
Jahren vertraglich verpflichtet
wird; der CEO hat eine mit einem
Minister vergleichbare Stellung
bzw. Kompetenz. Der CEO hat
mit Blick auf das Personal die

Möglichkeit, ei-
nen organisations-
spezifischen Tarif-
vertrag – also
quasi einen Haus-
tarifvertrag – aus-
zuhandeln. Da-
bei ist er nicht an
Verhandlungen
mit der Gewerk-
schaft gebunden,
sondern kann ein
sogenanntes „De-
velopment Agree-
ment“ auch direkt
mit den Beschäf-
tigten von Centre-
link selber ab-

schließen. Über die Jahre hinweg
hat Centrelink ständig zwischen
22.000 und 27.000 Mitarbeiter
beschäftigt, um die in Auftrag ge-

nommenen Leistungen bereitzu-
stellen; damit ist Centrelink die
Verwaltungseinheit mit den meis-
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ten Mitarbeitern (mehr noch als
das Verteidigungsministerium) in
der gesamten australischen Ver-
waltungslandschaft. Die Mitarbei-
ter arbeiten dabei überwiegend in
permanenten Beschäftigungsver-
hältnissen, die durch einen rela-
tiv großen Anteil von temporär
beschäftigten Mitarbeitern (ca.
2.000) ergänzt werden; auf diese
Weise ist Centrelink sehr gut in der
Lage, die ständig auftretenden
Schwankungen der Leistungsemp-
fänger (man denke nur an wech-
selnde Arbeitslosenzahlen) auch
mit entsprechenden Fluktuationen
im eigenen Personalbestand kapa-
zitäts-, qualitäts- und kostenmä-
ßig in den Griff zu bekommen.

Finanziert wird Centrelink über das
Aushandeln von Ressourcen-Leis-
tungsumfängen mit den – zu-
nächst noch potenziellen – Auf-
traggebern; da Centrelink rechtlich
selbstständig ist, tritt es mit dem
CEO als gleichberechtigter Ver-
handlungspartner auf, der mit ei-
ner eigenen Kosten- und Preiskal-
kulation den Fachministerien mit
ihren eigenen Budgetvorstellungen
gegenüber tritt. Centrelink hat von
daher auch die Möglichkeit, einen
Auftrag abzulehnen, wenn sich
keine Einigung über den Preis für
eine konkrete Leistungsbereitstel-
lung erzielen lässt. Die einzige
Auflage bzw. Eingriff von Seiten
der australischen Regierung ist die
Erbringung einer jährlichen zehn-
prozentigen Effizienzdividende,
die allerdings nicht als singuläre
Abgabe an den Zentralhaushalt
gezahlt wird, sondern in die jewei-
ligen Preise der Leistungserbrin-
gung einfließen muss. Damit wird
automatisch ein angenommener
Rationalisierungsgewinn, der bei
Abschaffung der jeweiligen Ver-
triebsstrukturen der einzelnen
Fachministerien durch die Ver-
meidung redundanter Strukturen,
Prozesse und auch von Personal
entsteht, eingepreist. Davon abge-
sehen findet die gesamte Finanz-
wirtschaft von Centrelink vollkom-
men autonom statt: im Rahmen

des „Cash-Flow-Management“
kann Centrelink als Kreditnehmer
auftreten bzw. eingegangene Gel-
der mit Zinsgewinn zwischenla-
gern wie auch mit einem eventu-
ell erwirtschafteten Überschuss
nach eigenem Ermessen – also
ohne eine Rückführung in den
Zentralhaushalt – verfahren.

Für die Leistungserbringung unter-
hält Centrelink eine Organisation,
die lediglich mit drei Hierarchie-
ebenen auskommt. Zum einen gibt
es ein zentrales nationales Haupt-
quartier mit allen Stabs- und Ma-
nagementfunktionen (National
Support Office); hier findet auch
zentral die Kommunikation mit
den Programmentwicklern in den
Fachministerien statt. Eine zwei-
te Ebene stellen die sogenannten
„Area Support Offices“ (15 Stück)
dar, welche die Managementebe-
ne regionaler Zuständigkeitsberei-
che darstellen. Als letzte Ebene
fungieren die Strukturen der ei-
gentlichen Leistungserbringung
(Schnittstelle Verwaltung/Leis-
tungsempfänger). Die Leistungs-
erbringung erfolgt durch ein ge-
staffeltes System organisatorisch
und medial differenzierter Zugangs-
und Vertriebskanäle. Die wesent-
lichen Organisationselemente von
Centrelink umfassen das „Custo-
mer Service Centre“ (321 Stück),
das „Call Centre“ (26 Stück) und
die „Agents“ (349 Stück).

Ein „Customer Service Centre“
stellt vergleichbar ein Amt dar,
wo es zum interpersonalen Aus-
tausch zwischen Verwaltung und
Leistungsempfänger kommt. Die
„Call Centre“ stellen im Prinzip
ebenfalls ein Amt dar, welches
jedoch nur auf telefonischer Ebe-
ne agiert. Die „Agents“ stellen
Einzelpersonen dar, die sich ent-
weder im stationären oder mobilen
Einsatz befinden. Die Entschei-
dung, ob in einem bestimmten
Raum ein „Customer Service Cen-
tre“ oder ein „Agent“ eingesetzt
wird, hängt im wesentlichen davon
ab, wie sich die Leistungsempfän-

ger zahlenmäßig in dem Gebiet
verteilen und mit welchem finan-
ziellen Aufwand ihre qualitätsge-
rechte Bedienung möglich sein
kann. Derartige Überlegungen stel-
len sich bei den „Call Centre“ von
Centrelink nicht, da sie keinerlei
räumliche Zuständigkeiten haben.
Alle diese Organisationselemente
sind gleichermaßen in der Lage,
Leistungsbescheide zu erstellen;
sie dienen also nicht als Informa-
tionsplattformen, sondern stellen
entscheidungsberechtigte Instan-
zen dar. Centrelink hat darüber hi-
naus eine Multi-Kanal-Umgebung
realisiert.

Neben den bereits erwähnten
„Customer Service Centre“ als
personengebundener und den
„Call Centre“ als nicht präsenz-
gebundener – aber zeitlich be-
grenzter – Kanal kommen noch
das Internet als nicht präsenz- und
zeitgebundener Kanal sowie soge-
nannte „Basic Access Points“
(Multi-Media-Kiosk mit Telefon-
und Fax-Zugang, einem Video-
Konferenzsystem und internetba-
siertem PC-Zugang) zum Einsatz
(159 Stück). Der Leistungsemp-
fänger kann auf diese Weise sei-
nen persönlichen und zeitlichen
Präferenzen nach entscheiden, auf
welche Art und Weise er auf ein
weitgehend identisches und voll-
ständiges Leistungsprogramm zu-
rückgreifen möchte.

In einem nachfolgenden Beitrag in
den AWV-Informationen werden
die Einzelheiten der Vorgangsbe-
arbeitung, also die internen Struk-
turen und Prozesse von Centrelink,
dargestellt.

Dr. Wolfgang Müller, Wissenschaftlicher
Mitarbeiter an der Helmut-Schmidt-Univer-
sität – Universität der Bundeswehr Ham-
burg, Institut für Verwaltungswissenschaft.
E-Mail: wolfgang.mueller@hsu-hh.de. Dr.
Müller ist Mitglied des AWV-Arbeitskreises
1.3 „Verwaltungshandeln durch flexibles
Organisationsmanagement“.

Eine vollständige Abhandlung über das
australische Model „Centrelink“ ist über
das Internet einsehbar: http://www.hsu-
bibliothek.de/emedien/index.html; eine
Buchpublikation ist demnächst verfügbar.


